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VORSCHLÄGE 

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. teilt die Einschätzung der Kommission, dass die Nutzung des vollen Potenzials des 

Online-Binnenmarkts dadurch behindert wird, dass nach wie vor ein Flickwerk aus 

unterschiedlichen Rechtsvorschriften sowie kaum „interoperablen“ Standards und 

Praktiken besteht; 

2. ist der Auffassung, dass die Kommission mehr Wert auf die Vorlage von 

Legislativvorschlägen statt auf Rahmentexte legen sollte, in denen Maßnahmen aufgeführt 

sind, die bereits erwartet werden und häufig jahrelang verschoben worden sind; 

3. betrachtet die vollständige Harmonisierung der Ausnahmen und Einschränkungen 

bezüglich des Urheberrechts als Voraussetzung für die Vollendung des digitalen 

Binnenmarkts; 

4. sieht in der kürzlich vorgeschlagenen Verordnung über ein gemeinsames europäisches 

Kaufrecht, das alternativ zu den nationalen Kaufrechtsregeln von Vertragspartnern 

vereinbart werden kann, erhebliches Potenzial, um der Fragmentierung des Binnenmarkts 

zu begegnen und Internetgeschäfte sowohl für Verbraucher als auch für Unternehmen 

zugänglicher und rechtlich vorhersehbarer zu machen; 

5. schlägt vor, dass für online verkaufte kulturelle Werke und Dienstleistungen, wie 

beispielsweise digitale Bücher, die gleiche Vorzugsbehandlung gelten sollte, wie für 

vergleichbare Produkte in traditioneller Form, wie beispielsweise Taschenbücher, und 

diese daher einem gemäßigten Mehrwertsteuersatz unterliegen sollten; ist der Ansicht, 

dass durch die Anwendung des reduzierten Mehrwertsteuer-Satzes für digitale 

Publikationen in diesem Zusammenhang die Zunahme der legalen Angebote begünstigt 

und die Attraktivität von digitalen Plattformen stark gesteigert werden könnte; 

6. fordert die Kommission auf, im Interesse der Nichtdiskriminierung von Waren und 

Dienstleistungen bestimmter Art zügig klarzustellen, dass sie keine Verfahren gegen 

Mitgliedstaaten einleiten wird, die für digitale Bücher und Hörbücher zum Herunterladen 

die gleichen ermäßigten Mehrwertsteuersätze einführen wie für vergleichbare Produkte 

auf anderen physischen Datenträgern, und betrachtet vor diesem Hintergrund die Absicht 

der Kommission, Ende 2013 einen diesbezüglichen Vorschlag vorzulegen, als 

vollkommen unangemessen, um eine zügige Klärung der Angelegenheit herbeizuführen; 

7. begrüßt den Vorschlag der Kommission für einen Rechtsrahmen für die kollektive 

Verwertung von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten, der mehr 

Rechenschaftspflicht und Transparenz und ein verantwortungsgerechtes Verhalten seitens 

der Verwertungsgesellschaften herbeiführen, wirksame Streitbeilegungsverfahren 

schaffen und die Lizenzierungssysteme klarer und einfacher gestalten soll;  

8. hält klare und verständliche Informationen der Internetnutzer darüber, welche 

persönlichen Daten für welchen Zweck gesammelt und wie lange sie gespeichert werden, 
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für unerlässlich zur Stärkung ihrer Rechte und ihres Vertrauens in das Internet; betont, 

dass bei der Überarbeitung des Besitzstandes im Bereich des Datenschutzes 

Rechtssicherheit und -klarheit sowie ein sehr hohes Datenschutzniveau sichergestellt 

werden müssen; begrüßt die Ankündigung einer europäischen Gesamtstrategie zum 

Thema Cloud-Computing für 2012 und erwartet hier insbesondere die Klärung von Fragen 

der Rechtsprechung, des Datenschutzes sowie der Zuständigkeit; 

9. fordert klarzustellen, dass Internetdienstanbieter beim Umgang mit und/oder beim 

Sammeln von Daten innerhalb der EU zur Einhaltung des EU-Datenschutzrechts sowie 

des EU-Wettbewerbsrechts und zur Beachtung des Schutzes der Rechte des geistigen 

Eigentums sowie der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 und des 

Telekom-Pakets2 verpflichtet sind, unabhängig davon, wo diese Daten gespeichert 

und/oder verarbeitet werden; vertritt die Auffassung, dass mehr Transparenz bezüglich der 

Erkennung von Internetdienstanbietern entscheidend dazu beitragen dürfte, das Vertrauen 

der Verbraucher zu erhöhen und bewährte Praxis auf diesem Gebiet zu fördern, und dass 

sie im Zusammenhang mit der Schaffung eines europäischen Vertrauenssiegels als 

wesentliches Kriterium dienen sollte; 

10. erinnert daran, dass Anbieter von Online-Diensten nach Artikel 5 der Richtlinie 

2000/31/EG dazu verpflichtet sind, ihre Identität klar erkennbar zu machen und dass eine 

Einhaltung dieser Verpflichtung entscheidend dazu beiträgt, das Vertrauen von 

Verbrauchern in elektronischen Geschäftsverkehr sicherzustellen; 

11. begrüßt mit großem Interesse den Kommissionsvorschlag über die gegenseitige 

Anerkennung der elektronischen Identifizierung und Authentifizierung sowie über digitale 

Signaturen; 

12. unterstützt mit Nachdruck mitgliedstaatliche und europäische Maßnahmen gegen 

Produktfälschungen und Produktpiraterie im Internet; 

13. sieht die zügige und kostengünstige Beilegung von Streitigkeiten gerade bei Online-

Geschäften als zentrale Voraussetzung für das Vertrauen der Nutzer; begrüßt daher die 

Vorschläge der Kommission über die außergerichtliche Beilegung und die Online-

Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und die angekündigte Legislativinitiative 

zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Unternehmen; 

14. hält den weiteren Ausbau der Breitbandnetze sowie insbesondere den Anschluss 

ländlicher, abgelegener und in äußerster Randlage befindlicher Gebiete an die 

elektronischen Kommunikationsnetze für eine zentrale Priorität; fordert hierzu die 

Kommission auf, ständig zu überprüfen und, gegebenenfalls regulatorisch, sicherzustellen, 

dass die Netzneutralität gewahrt bleibt und Anbietern im Internet nicht der Zugang zur 

Netzinfrastruktur erschwert beziehungsweise dieser behindert wird. 

                                                 
1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche 

Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im 

Binnenmarkt (ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1). 
2 Richtlinie 2009/136/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 (ABl. L 337 vom 

18.12.2009, S. 11) und Richtlinie 2009/140/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 

2009 (ABl. L 337 vom 18.12.2009, S. 37). 
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